CEDAW, Die Relevanz des UNO-Frauenrechtsübereinkommens für die juristische Praxis
Tagung vom 5. März 09 in Bern


CEDAW 
Links und Arbeitsinstrumente für die Praxis
- 3. Schweizer Staatenbericht 2008
http://www.eda.admin.ch/etc/medialib/downloads/edazen/topics/intla/cintla.Par.0041.File.tmp/CEDAW_Bericht_10_04_08_Internet.pdf
2. Die Umsetzung des Diskriminierungsverbots in gerichtlichen 
Verfahren 
Empfehlung des CEDAW Ausschusses N.21: 
Der Ausschuss empfiehlt der Schweiz dafür zu sorgen, dass die in der Konvention festgeschriebenen 
Rechte auch geltend gemacht werden können und den Frauen die nötigen Mittel in die Hand zu geben, 
um sich vor Gericht gegen Verletzungen dieser Rechte zur Wehr zu setzen. Er empfiehlt 
Aufklärungskampagnen über die Konvention, die sich an Parlamentarier und Parlamentarierinnen, 
Gerichte sowie Juristinnen und Juristen richten. Der Ausschuss ersucht die Schweiz, über die Fortschritte 
in diesem Gebiet im nächsten Bericht Rechenschaft abzulegen und darüber zu informieren, ob das 
Übereinkommen vor Schweizer Gerichten angerufen wurde. 
76. Das Bundesgericht hat sich bis heute in seinen Entscheiden zur Geschlechtergleichstellung bzw. –diskriminierung soweit ersichtlich nur ein einziges Mal explizit auf das Übereinkommen berufen, als es um die grundsätzliche Zulässigkeit positiver Massnahmen in der Schweiz ging28

( 3. Staatenbericht 2008, S. 30f)
- NGO Schattenbericht 2008
„Zum dritten Bericht der Schweiz über die Umsetzung des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW)“:  www.humanrights.ch > „Suche“ anklicken und eingeben „CEDAW Schattenbericht“. 
Es kommen 7 interessante Hinweise, darunter auch der Schattenbericht. Oder direkt http://www.humanrights.ch/home/upload/pdf/080523_CEDAW_Schattenbericht-d.pdf
4. Art. 4: Vorübergehende Sondermassnahmen 
Wie der Staatenbericht in Nr. 144 richtig darstellt, ist es sehr bedauerlich, dass das Bundes- 

gericht bei jüngeren Entscheiden zu positiven Massnahmen bisher nicht auf Art. 4 Abs. 1 
CEDAW zurückgriff, welcher ausdrücklich festlegt, dass zeitweilige Sondermassnahmen zur 
beschleunigten Herbeiführung der faktischen Gleichberechtigung nicht als Diskriminierung 
behandelt werden dürfen. Das Bundesgericht verneint damit indirekt die unmittelbare An- 

wendbarkeit der Bestimmung und missachtet den asymmetrischen Charakter des Überein- 

kommens. 
Empfehlung: 
• Die Schweizer Gerichte, insbesondere das Bundesgericht, sollten die CEDAW be- 

wusst als Rechtsinstrument anwenden und sich in ihren Urteilen auf Art. 4 Abs. 1 
CEDAW beziehen, der ausdrücklich zeitweilige Sondermassnahmen erlaubt. 

(NGO Schattenbericht 2008, S. 13)
Weitere Infos auch unter derselben www.humanrights.ch, > Gleichstellung der Frauen >  „Eintrag 28.10.2008“. Dort gibt es ebenfalls diverses zum Thema. 

Z.B. Hinweise auf BGEs: hier der Quotenenscheid betr. Uni Freiburg

http://www.humanrights.ch/home/de/Schweiz/Bundesgerichtsentscheide/Diskriminierungsverbot/idart_3166-content.html?zur=308 , Quotenentscheide (131 II 361 Uni Freiburg, 125 I 21 Uri, 123 I 152 Solothurn)
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Frauenférderung = Diskriminierung?

Die Geschichte von Bevorzugungsregelungen (Quoten) zugunsten von Frauen
hat eine lange, sehr lange Geschichte - nicht nur in der Schweiz. Viele gute
und sachliche Argumente wurden dargetan - von Frauen und Mannern -, um
die Zulassigkeit von positiven Massnahmen zur Verwirklichung der
tatsachlichen Gleichstellung zu begrinden. Diese Argumente scheinen das
Bundesgericht nicht zu Uberzeugen, wie ein neueres Urteil zeigt.

Fixe Frauenguoten fur die Anstellung beddrfen laut Bundesgericht einer kiaren
Gesetzesgrundlage, sonst verstossen sie gegen das Diskriminierungsverbot, so
die auf den ersten Blick selbstverstandiiche Aussage des Bundesgerichts. Wie
Kiar?

Gemass Sachverhalt schrieb die Universitat Freiburg 2001 die Stelle einer
«assozilerten Professorin» im 6ffentlichen Recht aus. Das Inserat wies darauf
hin, dass fur die Stelle wegen der im Programm zur Nachwuchsforderung an
den Universitaten vorgesehenen Frauenquote von 40 Prozent nur weibliche
Bewerberinnen in Frage kommen. In der Folge wurde die Bewerbung eines
mannlichen Bewerbers nicht geprift. Dieser brachte die Angelegenheit dber
die universitire Rekurskommission (Nichteintreten) und das Freiburger
Verwaltungsgericht bis zur 2.0ffentlichen Kammer nach Lausanne. Das
Bundesgericht hat dem Mann Recht gegebenen und die Universitat zur Zahlung
von einem symbolischen Franken Entschadigung verpflichtet.

o Bundesgerichts-Urteil vom 14. Marz 2005, 2A.279/2004

o Frauenquote verletzt Diskriminierungsverbot
Artikel auf NZZ-online vom 24. Mai 2005 (pdf, 2 S.)

Kommentar
Die erwahnte symbolische Entschadigung deutet auch auf eine symbolische -
vielleicht nicht primar juristische - Entscheidung hin. Es scheint, dass das
Bundesgericht nicht bereit ist, den Frauen mehr zu geben, als es formaljuristisch
unbedingt muss. Denn eine differenziertere Entscheidung wére moglich gewesen.

<>




Z.B. deutsche Übersetzung und Zusammenfassung von CEDAW-Entscheiden
Unter www.humanrights.ch > Menschenrechtsinstrumente > MR-Organe der UNO > Frauenrechtsausschuss > Rechtssprechung CEDAW

http://www.humanrights.ch/home/de/Instrumente/UNO-Organe/CEDAW/Rechtsprechung/idart_3041-content.html?zur=708
- CH Rechtssprechung
s. auch Quotenentscheide oben
Einziger BGE bei Suche mit Stichwort „CEDAW“ unter www.bger.ch: 
(italienisch) 2P.314/2005: 

http://jumpcgi.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=14.05.2007_2P.314/2005  
Es handelt sich um die Frage: Ist Alterslimite von 40 Jahren für Gewährung von Stipendien für Wiedereinsteigerin diskriminierend, vom BGer verneint.
Entscheid der Asylrekurskomission (Urteil vom 9. Oktober 2006), gefunden unter www.bvger.ch , bei dem es um Asyl und Wegweisung einer äthiopischen Beschwerdeführerin ging. Asylgrund: Entführung zwecks Heirat. 
- CEDAW- Infos auf der UN-site www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/protocol
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- Entscheide der Kommission zum CEDAW (in 6 Sprachen, nämlich arabisch, chinesisch, englisch, französisch, russisch und spanisch) http://www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/protocol/dec-views.htm 
- Musterbeschwerde (Modelform in obigen 6 Sprachen)
www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/opmodelform.html
Musterbeschwerde in französicher Sprache wird abgegeben.

- Literatur und weiterführende Links

In AJP 2006 ist der Aufsatz von Regula Kägi-Diener zu CEDAW und Sondermassnahmen besonders interessant für die Praxis: "Impulse des CEDAW-Übereinkommens für die Gleichstellung im Erwerbsleben insbesondere in der Quotenfrage, AJP 2006, 1451-1463. 

Kägi-Diener hat in einem Gutachten, das sie zu handen der Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten erstellt hat und in dem es um die Frage der unterschiedlichen Umwandlungssätze für Frauen und Männer in der beruflichen Vorsorge ging, u.a. mit dem CEDAW argumentiert. Ihr findet das Gutachten auf der website www.equality.ch. 

interessante Website, welche sehr viele Informationen zum Übereinkommen enthält: http://www.bayefsky.com/.
- Beispiel Erwerbsleben
Art. 11 Berufsleben 
Empfehlung des CEDAW-Ausschusses, N. 45: 
Der Ausschuss ersucht die Schweiz, dafür zu sorgen, dass die Chancengleichheit von Frauen und 
Männern auf dem Arbeitsmarkt gewährleistet ist, indem sie unter anderem vorübergehende 
Sondermassnahmen gemäss Artikel 4 Absatz 1 der Konvention ergreift. Der Ausschuss empfiehlt 
Massnahmen wie Aus- und Weiterbildung und wirksame Durchsetzungsinstrumente gegen die horizontale 
und vertikale Segregation des Arbeitsmarktes zu ergreifen. Er empfiehlt ausserdem, dass 
Arbeitsbewertungssysteme mit geschlechterrelevanten Kriterien entwickelt werden, um die vorhandenen 
Lohndifferenzen zwischen Frauen und Männern zu beseitigen.  
1. Zugang zum Arbeitsmarkt und Lohngleichheit: Statistische Trends 
im Detail  
1.1. Erwerbstätigkeit 
265....... viele interessante Erhebungen, Fakten, Zahlenmatierial und Hinweise, in welchen Bereichen Sie sich bei Klagen auf den 3. Staatenbericht stützen können. (3. Staatenbericht, S. 112 ff)

Empfehlung

Bei allen Verfahren gestützt auf BV 8 Abs. 3 und Gleichstellungsgesetz 
(siehe www.gleichstellungsgesetz.ch) 
> immer auch rechtliche Abstützung auf CEDAW
> im tatsächlichen, faktischen Bereich der Rechtsschriften aus Staaten- und NGO- Schattenbericht zitieren
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